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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

1011 Wien, Stubenring 1 

DVR: 37 257 

Telex: 1 11145 regeb a, 1 11780 regeb a 

Telefax 73 79 95, 713 93 11 FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN 

L 

Geschäftszahl 15.029 12-Pr. 7/89 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1016 Wien 

Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das GleichbehandJungsgesetz 
geändert wird; 

Stellungnahme 

Telefon 0222171100 Durchwahl 

Name/Tel.-Klappe des Sachbearbeiters: 

Mag. Schillinger 1 5035 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

Datun\: _ 7. DEZ.1989 

IVertellt. _ 2 !.!!.e� 1989 . ,NM ( .......,.. .� -
r---:: ( 

Ir dl?L,l)C 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten oeehrt sich, 

in der Anlage 25 Ausfertigungen seiner an das Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales gerichteten Stellungnahme zum Entwurf des im Be­

treff genannten Bundesgesetzes zu übermitteln. 

25 Beilagen 

Für die Richtigkeit 
der ert·gung: 

Wien, am 29. November 1989 

Für den Bundesminister: 

J e 1 i n e k 
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\ . .. 1011 Wien, Stubenring 1 

DVR: 37 257 SEPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM Telex: 1 11145 regeb a, 1 11780 regeb a 

Telefax 73 79 95, 713 93 11 FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN 

L 

Geschäftszahl 15.U29/2-Pr.7/89 

/-In d8s 
8unoesministerium fUr Aroeit 
und Sozi8]e3 

i11 H8use 

8etr. : En�wurf eines 8und83gesetzes, 
mit dem d�s Gleichbeh8ndlungsgesetz 
geänd?rt wird; 

Stellungnahme 

zu Zl. 30.8UO/97-V/3/89 vom 1J.10.1989 

Telefon 0222171100 Durchwahl 

NamelTel.-Klappe des Sachbearbeiters: 

Mdg. Schillinger / 5035 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

Zu dem 0.8. Gesetzese�twurf oeehrt sich d8s Bundesministerium fUr wirt-

sch8ftliche Angelege�heiten folg8�de3 mitzuteilen: 

Zu Alt. I, Z 1 (§ 2 Alls" 1): 

Im ßergD8lJ oestehen fUr weibliche Arbeitnehmer wegen der besonderen 

körperlichen ßel8stung u,j der Gefährlichkeit, aie mit oergm§nni3che� 

A�Deiten in der Regel verbunden sind, die folgenden gesetzlichen Be-

sch�ftigungsveroote ozw. -beschränkungen: 

Gem�ß � 16 der Arbeitszeitordnun� vom 3�. April 1939, de�tsches 8G�1. 

I, S. 447 (G81Ö Nr. 231/1939), dUrfen rrauen in Bergwerken, Salinien, 

Aufoereitungsanstalten und unterirdisch betrieoenen ßrUchen und Gruben 

nich� untertag8, ferner Dei der Fbrdefung mit Ausn��'ne der Aufb�f8itung 

( S8par�ti0n, Wäsche ), usi dem Transpo�t und der V9rladung 8iJch nicht 

üJer Tag beschäftigt werden. Die zitierte Rechtsvorschrift steht no�h 

in G9ltung. 

G8m�ß � 9 Z 2 der V9rordnung der BundH3minister fUf soziale Verw81�ung 

und fJ-:- Halde], r�e��CJ;:,be und Industrie vom 2. Oktober 1981, BGf:l1.Nr. 527, 

über d�e Beschäftigungsverbote und -beschränku�gen fUr Jugendliche sind 

./. 
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Arbeiten im Bergbau u�ler Ta1 so�ie förderarbeiten für weiblich? 

Jug?njliche verbolen. 

Es wird davon ausqeg!fngen, daß die Ablehnung der Begründung eines 

Aroeitsverhältnisses mit ei,er weiblichen Person, weil deren ße­

schäftig�ng am oetreffenden ArDeitsplatz gegen gesetzliche Bestimmungen 

verstoßen wJrde, nicht als eine oh�8 sachliche Rechtfertigung vorg?­

nommene Differenzierung anzusehen ist. 

Zu Art. I Z 1 (� 2 Abs. 3): 

Sinn dieser Bestimm��g ist offensichtlich eine Bevorzugung d?r frauen­

aroeit, zu deren Durchsetzung mittels vorübergehender Sondermaßnahm�n 

unter anderem auch Gesetze dienen sollen. Da eine 8estimmung im Ver­

fassungsrang stehen mü3te (was zweifelsohne nicht oer fall ist), ist dies 

verfassu�gsrech�lich oed?n�lich. [oenso kdnntm _Buch Verordnungen nach 

oieser Bestimmung Sondermaßnahmen treffen. Sollte diese Bestimmung 08-

reits die gesetzliche Deckun� fU� solche Verordnungen jHrstell9n, so wäre 

sie nicht determiniert. 

Zu A::-t. I Z 2 (Si 2a Abs. 1): 

Die in dieser Entwu�fsoesti�m�ng vorgesehene SchadHnersatzregelJng bei 

gleichheitswid�iger 8ehandlung im Zusammenhang mit der Beg�ündung eines 

Arbeitsverh�ltnisses wirft folg9nde Probleme auf: 

Zunächst ist unklar, wann ein die Sch8denersatzp�licht oegrUndendes 

Vertra�en d9S Stel l ?nwerbers , di? Beg�Undung des Arbeitsverhältnisses 

werde nich� weg?n einer Diskriminierung u�terbleiben, vorliegt. Ist ein 

solch?s "Vertrauen" immer schon jann gegeben, wenn sich jemdnd um eine 

be3timmte Stelle Dewo�ben hat, oder mDssen vom Arbeitgeber zusätzliche 

Handlungen gesetzt worden sein, die beim Stellenwerber den Eindruck ver­

mittelten, er werde ni:ht diskrim�_n_lerenj behandelt? In diese;;1 Fall 'f>läre 

dHnn wohl ei,e Sch8denersatzpflich� zu verneinen, wenn dem Stellenwerber 

von vornherein klar war, daß die betreffende Stelle ni2ht mit einer Person 

seines Geschlechts besetzt werden wird. 

Soweit in den Erläuteru�gen der gegenständlich9n Entwurfsbestimmung die 

Meinung vertreten wird, d�ß aus dem Titel d9s sogenann ten Vertra�ens-

, 
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sch3dens flur der Ersa�z allf�lliger Bewerbun�sk03ten verlangt werden 

kanne, ist zu bemerken, daß nach dem geltenjen dsterreichischen 

Schajenersatzrecht der Vgrtrauensschajen nicht nur die Aufwendungen 

fUr die Vorbereitung des nicht zustande gekommenen Vertra]es umfaßt, 

sondern auch den Nach�eil, der dadu�ch ?ntstanjen ist, d�ß der Gc­

schridi]�e im Vertra�en auf die �Ulligkeit des Vertrages es unterlassen 

hat, einen anderen Vertrag aDzuschließen, vor allem der Entgan] des 

Gewinnes aus einem solchen Gesch�Ft (siehe Koziol-Welser "Grundriß des 

oUrgerlichen Hechts" Teil I, 8. AufI., Seite 198). Daher wird nach h8. 

Auffassung als VertraiJensschuden in den von der gegenständlichen En�­

wurfsbestimmung gemeinten Fällen etwa auch Jener Schaden zu ersetzen sein, 

der dem aDgewiesenen Stellenwerber dadurch entstanden ist, daß er im 

Vertrauen auf die BegrUndun] des angestrebten A�beitsverh�ltn�sses den 

mdglichen Abschluß eines anjeren Arbeitsvertrages versäumt hat. Allerdin]A 

wUrde die 8eweis]ast des Eintrittes und der Hbhe ei,es sDl�hen S�hadens den 

Arbeitnehmer treffen. 8ei einem solchen Verstänjrlis des Begriffes des 

Vertrauensschadens scheint die im Entwurf angestrebte Lfisung, daß neben 

dem tatsächlich eingetretenen Schajen ein pauscha�ierter Schadenersatz 

in H6he von sechs Monatsgehä'tern ZiJ bezahlen sein soll, eine Übero8-

stimmung zu sein. Der letzte Satz des § 2a Abs. 1 sollte daher ent-

fallen. Den Erläuterun]en ist keine ausreichende Begründung fUr eine 

derartige Privilegierung zu entneh�en. Diese Bestimmung ist daher jeden­

falls abzulehnen. 

ferner darf be��rkt werden, daß die ErlälJterungen keine BegrUndung dafUr 

liefern, warum es in Österreich, etwa im Gegensatz zur BRD, nich� den 

Gerichten Uberlassen bleiben soll, die frage des Schadenersatzanspruches 

bzw. dessen Hö�e zu oeurteilen. 

Zu Art. I, Z 2 (� 2a Aos.7): 

Es ist nicht verständlich, weshalo die KUndigungsbestimmungen des 

� 105 Abs. 3 Z J AroVG auch fUr jene Betriebe gelten sollen, fUr die 

die KU,digtJngsschutzbcstimmungen des ArbVG gHr keine Anwendung finden. 

�u Art. I, Z 2 (§2a Aos. 8 und zu Art. I, Z 18 (§ 13 Abs. 8): 

Auch die Erläuterung?n liefern keine ausreichende BegrUndu,g, weshalb 

bloße Tatsachenbeh�uptungen des Aroeitnehmers· eine Beweislastumk8hr zu 
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Lasten des Arbeitgebers heroeifJhren k5n�n sollen. Nun wird aber der 

A�beitgeber den Beweis, daß rein sachliche GrUnde eine unterschied­

liche ßehandlJ�g rech�fertigen, nur i, äußerst seltenen fällen er­

b�ingen k�nnen. Da�� kommt noch die ßestimmu�g des letzten Satzes 

"Der verbleibendi:;) ZW8i fe 1 wird zugunsten des Arbei tnehllers entsch_'-ede,,", 

die die Chuncen des A�b9itgebers, diesen Yeweis zu erbringe", 8uf ein 

Minimum verringert. 

St8tt "AriJeitnehmer" mU3te es "Arbeitnehmi�r bzw. Stellenwerber" lauten, 

um auch den fall der erfolglosen Stellenwerbung wege" Nich�oeach�ung 

d?s Gleichbeh8�dlung3gesetzes durch den Arbeitgeb2r L� erfasse�. 

Zu Ih't. I, Z 6 (�  3a ,'\[n. 1): 

Es erschein� nicht nur befremdend, daß gerade in diesem Gesetz eine 

Bestimmu�� enthalten ist, wonach die Gleichoehand�ungsperson und i'lfe 

Stellvertreter nach M5glichkeit frauen sein sollen, es ist d�ese Re­

sti�mung au�h verfassungsrechtlich bedenklich. 

lu Art. I, Z 6 (�  3a Aos. 4): 

SO�2it es sich �n ßergo8lJbetrieoe handelt, wijre wege, der besonjgren 

Sicherheitserfordernisse beim ßergo8u vorzusehe" daß vor Besichtigung 

eines ßergoaubetrieD8s durch die OmDudsperson der Bergba�berechtigte 

so rechtzeitig zu verständigen ist, duß dieser oder eine von ihm nam­

haft gemachte Person an der Besichtigung teilnehnen kann. Weiters sollte 

d8s Ei�sichtsre�ht i, U1lterlage, und rll? Herstellung von Abschriften 

oder Aolichtu�gen derselben auf J8"e U,terlagen beschränkt werden, die 

fUr die Tätigkeit der Ombudsperson maßgebli:h si,d. Außerdem wijre 

die Wahrung von ß9triebs- und GeschäCtsge�eimlissen 3icherzustellen. 

§ 3a Abs. 4 dB3 Gl9ichbeha,d�iJngs]esetz8s k6n,te d�h9r wie fo!gt lauten: 

" Die Ombudsperson ist z�r Du�chfU��ung ihrer Aufgaben berechtig�, die 

betrieblichen Räume jederzeit zu betreten und in jene Unterlagen der 

Betriebe, di0 fUr die ErfUllung der Aufgabe, der Ombudsperson ma8gejlich 

sind, Einsicht zu ne".:1e·l. Auf Vedan-gen sl'ld ihr At),3chriften oder Al1·­

lichtuncJ8'l di.eser Ur1�er lagen oder Auszüge d;;lvon zu-:- VerfUg(jnl� zu stellen. 

Die Ombudsperson hat sich auf Verlangen des Arbeitgebers oder dessen ße­

vollm�chtigten gegenUher durch einen vom B�ndesmi,ister fUr Arbeit und 

, 
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der berg�ehbrdlichen A�fsich� unterstehenden Betriebes ist der Berg­

bauberechtig�e so rechtzeitig ZIJ verst�ndigen, dH� dieser oder eine 

VDn ihm namhaft gemachte Person an der Besichtigung teilnehmen kann. 

Soweit nicht andere qcsetzli:he Ver3chwiege��eitspflicht2n bestehen, 

ist die Omb�d3p9rson zur Wahrung vo� getriebs- und Gesch�ftsgehsimnissen, 

die ihr aus ihrer T�tigkeit bek8�nt geworden sind, verpflich�et. " 

Die Erläut?rungc, li?fern keine Y8grjn���g} weshalJ die Ombudsperso� 

berechtigt sein soll, einem Rechtsstreit Uher AnsprUche nach dem Gleich­

beh8�dlungsgesetz als Nebenintervenient beizutreten. 

Den ErLiuterungw"l ist k'?ine f:legrLhdung zu entnehnen, die eine der8rtige 

Privilegierung d?r Verj�hrJng von AnsprUchen nach dem Gleichbshandlungs­

gesetz rechtfertigt. 

�bschli C)ß,ende r e:3tsl:eJ 1 Jngen: 

Gegen diesen Gesetzesentwurf bestehen aus verfassungsrechtli:hen, zivil­

rechtlichen und wirtschaftlich8� GrUnde" 3chwecwiegondg 3edelken. Eine 

Uber8�Dsitung ,uß dringend em�fohlen warden. 

Dem Pr�sidiu� des �ationalrates werden u. e. 25 Ausfertigungen dieser 

Stellu�gna�ne Ubermittelt. 

Wien, am 29. November 1989 

J e 1 i n e k 
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